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28. September 2026


Stellungnahme zur Änderung der Verordnung über die familienergänzende Kinderbetreuung betr. kantonale Beiträge an die Schaffung von familienergänzenden Betreuungsplätzen

Sehr geehrter Herr Regierungsrat, lieber Markus
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, zur oben erwähnten Vorlage Stellung nehmen zu können, was wir nachfolgend gerne tun.
A. Zusammengefasster Inhalt der Vorlage
Die bisherigen Finanzhilfen des Bundes zur Schaffung von familienergänzenden Betreuungsplätzen laufen per 31. Dezember 2026 aus. Gemäss § 5 des Gesetzes über die familienergänzende Kinderbetreuung übernimmt der Kanton Basel-Landschaft diese Aufgabe ab dem 1. Januar 2027.
Mit der vorliegenden Verordnungsänderung werden die Voraussetzungen und die Höhe der künftigen kantonalen Beiträge geregelt. Vorgesehen sind Beiträge während der ersten beiden Betriebsjahre von jährlich CHF 4'000 pro Platz bei Kindertagesstätten und CHF 2'500 pro Platz bei schulergänzenden Tagesstrukturen.
Die kantonale Regelung orientiert sich grundsätzlich an der bisherigen Bundesregelung. Die vorgesehenen Beiträge liegen jedoch ausdrücklich etwas tiefer als die bisherigen Bundesbeiträge. Zudem sollen ausschliesslich privatrechtliche Trägerschaften beitragsberechtigt sein. Kommunal geführte Einrichtungen sind, anders als unter der bisherigen Bundesregelung, von der Anschubfinanzierung ausgeschlossen.
B. Grundsätzliche Haltung des VBLG
Der VBLG begrüsst grundsätzlich, dass der Kanton nach dem Wegfall der Bundesfinanzierung eine kantonale Anschlusslösung schafft und damit die Anschubfinanzierung für neue familien- und schulergänzende Betreuungsplätze weiterführt.
Aus Sicht des VBLG ist jedoch kritisch zu beurteilen, dass die kantonale Anschlussfinanzierung gegenüber der bisherigen Bundesregelung reduziert wird. Der Übergang von der Bundes- zur Kantonsfinanzierung sollte möglichst nicht zu einer Verschlechterung der Rahmenbedingungen für den Aufbau zusätzlicher Betreuungsangebote führen. Der VBLG ersucht den Regierungsrat deshalb, die vorgesehene Höhe und Dauer der Beiträge nochmals zu überprüfen und sich soweit möglich am bisherigen Unterstützungsniveau des Bundes zu orientieren.
Besonders kritisch beurteilt der VBLG den vorgesehenen Ausschluss kommunaler Trägerschaften. Die Gemeinden haben gemäss FEB-Gesetz bei ausgewiesenem Bedarf ein entsprechendes Betreuungsangebot sicherzustellen. Ob dies durch eigene kommunale Angebote oder durch private Trägerschaften erfolgt, ist eine Frage der kommunalen Organisation. Es ist daher nicht sachgerecht, die Beitragsberechtigung von der gewählten Rechts- beziehungsweise Organisationsform abhängig zu machen.
Auch die vorgesehene Analyse der Versorgungsdichte wird grundsätzlich begrüsst. Dabei ist jedoch sicherzustellen, dass die unterschiedlichen Verhältnisse in den Gemeinden angemessen berücksichtigt werden und insbesondere ländliche Gemeinden aufgrund einer pauschal angenommenen tieferen Nachfrage nicht benachteiligt werden. Die Analyse soll zudem auf bestehenden Daten und Meldungen aufbauen und keine unnötigen zusätzlichen administrativen Belastungen für die Gemeinden verursachen.
C. Fazit
Der VBLG unterstützt die Einführung einer kantonalen Anschubfinanzierung ab dem 1. Januar 2027 grundsätzlich. Er beantragt jedoch, die Höhe und Dauer der Beiträge nochmals im Hinblick auf die bisherige Bundesfinanzierung zu überprüfen.
Weiter verlangt der VBLG, kommunale beziehungsweise öffentlich-rechtliche Trägerschaften den privaten Trägerschaften gleichzustellen und ebenfalls als beitragsberechtigt vorzusehen. Die Organisationsform eines Betreuungsangebots darf aus Sicht des VBLG nicht darüber entscheiden, ob eine Anschubfinanzierung gewährt wird.
Der VBLG bedankt sich für die Berücksichtigung seiner Anliegen.

Freundliche Grüsse
VERBAND BASELLANDSCHAFTLICHER GEMEINDEN
	Präsidentin:

	Geschäftsführer:

	Sign.

	Sign.


	Nadine Jermann
	Matthias Gysin

	
	







P.S.: Wir bitten Sie um Kenntnisnahme, dass die Delegierten des VBLG anlässlich der Generalversammlung vom 28. März 2019 folgenden Beschluss zum Stellenwert der Verbandsvernehmlassungen gefasst haben: «Diejenigen Gemeinden, die bei einer Vernehmlassung oder Anhörung keine eigene Stellungnahme einreichen, schliessen sich jener des VBLG an. Sie sind bei der Auswertung der Vernehmlassungsergebnisse zu beachten: Die Zahl der Gemeinden, die sich dem VBLG anschliessen, ist zu nennen und die Stellungnahme des Verbandes ist entsprechend zu gewichten.» Die Generalversammlung hat uns beauftragt, Ihnen diesen Beschluss jeweils mitzuteilen. 
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